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Steuerinformationen für Mai 2024 
 
Das viel diskutierte Wachstumschancengesetz wurde im Bundesgesetzblatt verkündet und ist somit 
endlich in Kraft. Obwohl das Entlastungsvolumen im Laufe des Gesetzgebungsverfahrens deutlich 
reduziert wurde, enthält das Gesetz viele interessante Änderungen und Neuregelungen. 
Darüber hinaus ist in diesem Monat auf folgende Aspekte hinzuweisen:  

• Bei Ehegatten mit Kindern ist das Berliner Testament sehr beliebt. Oft wird bei der Ausge-
staltung auch eine Strafklausel (z. B. die Jastrowsche Klausel) aufgenommen. Über einen sol-
chen Fall hatte nun der Bundesfinanzhof zu entscheiden. Das Urteil zeigt, dass derartige Re-
gelungen zumindest aus erbschaftsteuerlicher Sicht nachteilig sein können. 

• Die Steuerermäßigung für energetische Maßnahmen bei zu eigenen Wohnzwecken ge-
nutzten Gebäuden wurde erst 2020 eingeführt. Somit sind einige Fragen noch nicht höchst-
richterlich geklärt. Der Bundesfinanzhof muss nun zu einem Fall mit Ratenzahlung entschei-
den: Wird die Steuerermäßigung bereits mit der ausgeführten Erneuerung der Heizungsanla-
ge gewährt oder erst mit der vollständigen Begleichung des Rechnungsbetrags? 

• Die EU-Mitgliedstaaten erstatten inländischen Unternehmern unter bestimmten Bedin-
gungen die dort gezahlte Umsatzsteuer. Allerdings ist hier ein wichtiger Fristablauf zu be-
achten. Denn die Anträge für 2023 sind bis zum 30.9.2024 über das Online-Portal des Bun-
deszentralamts für Steuern zu stellen. 

Diese und weitere interessante Informationen finden Sie in der Ausgabe für Mai 2024. Viel Spaß beim 
Lesen! 
 
Alle Steuerzahler 
 
Wachstumschancengesetz: Die Odyssee ist zu Ende  

Bereits im Juli 2023 hatte das Bundesfinanzministerium einen Referentenentwurf für ein milli-
ardenschweres Wachstumschancengesetz vorgelegt. Das Ziel: Eine Verabschiedung im Jahr 
2023. Bekanntlich wurde daraus nichts. Vielmehr kam das Gesetzgebungsverfahren einem Possen-
spiel gleich, das durch die Zustimmung des Bundesrats am 22.3.2024 und der Gesetzesverkün-
dung am 27.3.2024 nun beendet ist. 

Vorbemerkungen 
Das verabschiedete Gesetz enthält im Vergleich zum ursprünglichen Referenten- und Regierungs-
entwurf viele Änderungen. So wurde u. a. das Entlastungsvolumen reduziert und die Klimaschutz-
Investitionsprämie gestrichen.  

Zudem wurden zeitkritische Regelungen bereits Ende 2023 durch das Kreditzweitmarktför-
derungsgesetz umgesetzt, z. B. die Beseitigung von Unsicherheiten bei der Grunderwerbsteuer 
aufgrund des Gesetzes zur Modernisierung des Personengesellschaftsrechts sowie Anpassungen 
bei der Zinsschrankenregelung. 

Dennoch enthält das Gesetzespaket weiterhin zahlreiche Änderungen bzw. Neuregelun-
gen, die auszugsweise vorgestellt werden.  

Neuregelungen 
Degressive Abschreibung für bewegliche Wirtschaftsgüter 
Bei beweglichen Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens, die nach dem 31.12.2019 und vor dem 
1.1.2023 angeschafft oder hergestellt wurden, kann der Steuerpflichtige statt der linearen eine de-
gressive Abschreibung von 25 % (höchstens das 2,5-Fache der linearen Abschreibung) wählen.  

Die als Investitionsanreiz gedachte degressive Abschreibung wurde nun wieder eingeführt  
– und zwar erneut befristet für Anschaffungen oder Herstellungen nach dem 31.3.2024 und vor dem 
1.1.2025. Der Abschreibungssatz wurde auf 20 % (höchstens das 2-Fache der linearen Abschrei-
bung) reduziert. 

Degressive Abschreibung für Wohngebäude 
Mit § 7 Abs. 5a Einkommensteuergesetz (EStG) wurde eine degressive Abschreibung i. H.  
von 5 % für Wohngebäude eingeführt. Voraussetzung: Mit der Herstellung wurde nach dem 
30.9.2023 und vor dem 1.10.2029 begonnen oder die Anschaffung erfolgte im Jahr der Fertigstel-
lung aufgrund eines nach dem 30.9.2023 und vor dem 1.10.2029 rechtswirksam abgeschlossenen 
obligatorischen Vertrags. Wird von der degressiven Abschreibung Gebrauch gemacht, ist zu beach-
ten, dass 

• Absetzungen für außergewöhnliche technische oder wirtschaftliche Abnutzung unzu-
lässig sind,  

• die Abschreibung im Jahr der Anschaffung oder Herstellung zeitanteilig zu erfolgen hat und 
• ein späterer Wechsel zur linearen Abschreibung erfolgen kann. 

Sonderabschreibung für den Mietwohnungsneubau 
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Es sollen neue Mietwohnungen im unteren und mittleren Preissegment geschaffen werden. Als 
Anreiz gewährt der Gesetzgeber eine Sonderabschreibung (§ 7b EStG), wodurch in den ersten 
vier Jahren insgesamt bis zu 20 % zusätzlich zur normalen/regulären Abschreibung abgeschrieben 
werden können. 

Die Kostenobergrenzen wurden rückwirkend für nach dem 31.12.2022 gestellte Bauanträ-
ge wie folgt erhöht:  

• Baukostenobergrenze (Anschaffungs-/Herstellungskosten der Wohnung je qm Wohnfläche): 
um 400 EUR auf 5.200 EUR, 

• maximale Bemessungsgrundlage für die Abschreibung (je qm Wohnfläche):  
von 2.500 EUR auf 4.000 EUR. 

Merke: Zudem wurde der zeitliche Anwendungsbereich erweitert: Die Regelung gilt für Wohnungen, 
für die der Bauantrag oder die Bauanzeige vor dem 1.10.2029 (zuvor: 1.1.2027) gestellt wird. 
Sonderabschreibung nach § 7g Abs. 5 und 6 EStG 
Für abnutzbare bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens ist eine Sonderabschreibung nach 
§ 7g Abs. 5 EStG möglich, wenn die Gewinngrenze von 200.000 EUR im Jahr, das der Investition 
vorangeht, nicht überschritten wird.  

Die Sonderabschreibung, die auf das Jahr der Anschaffung oder Herstellung und die folgen-
den vier Jahre verteilt werden kann, wurde von bis zu insgesamt 20 % auf bis zu 40 % angehoben. 
Die neue Grenze gilt für Anschaffungen und Herstellungen nach dem 31.12.2023. 

E-Fahrzeuge/Firmenwagen 
Die Besteuerung eines Firmenwagens (außerdienstliche Nutzung) kann reduziert werden, indem 
kein Verbrenner, sondern ein Elektrofahrzeug gewählt wird. Denn hier ist nur ein Viertel des Brut-
tolistenpreises anzusetzen, wenn der Höchstbetrag von 60.000 EUR eingehalten wird. Dieser wur-
de für nach dem 31.12.2023 angeschaffte Fahrzeuge auf 70.000 EUR erhöht. 

Alterseinkünfte 
Der steuerpflichtige Teil der Rente aus einer Basisversorgung beträgt bei einem Rentenbeginn im 
Jahr 2005 oder früher 50 %. Der Besteuerungsanteil wird für jeden neuen Rentnerjahrgang sukzessi-
ve erhöht. Bisher wären Renten ab 2040 (Jahr des Rentenbeginns) zu 100 % zu berücksichtigen.  

Nun wurde der Anstieg des Besteuerungsanteils für jeden neuen Renteneintrittsjahrgang 
ab 2023 auf einen halben Prozentpunkt jährlich reduziert (für 2023 nur 82,5 % anstatt 83 %).  
100 % gelten dann erstmals für 2058. 

Geschenkegrenze 
Geschenke an Geschäftspartner und Kunden sind nur dann steuermindernde Betriebsausgaben, 
wenn eine Grenze eingehalten wird. Diese wurde für nach dem 31.12.2023 beginnende Wirtschafts-
jahre von 35 EUR auf 50 EUR erhöht. 

Verlustvortrag 
Nach der Regelung des § 10d Abs. 2 EStG ist ein Verlustvortrag bis zu einem Gesamtbetrag der 
Einkünfte von 1 Mio. EUR (bei Zusammenveranlagung: 2 Mio. EUR) unbeschränkt, darüber hinaus bis 
zu 60 % des 1 Mio. bzw. 2 Mio. EUR übersteigenden Gesamtbetrags der Einkünfte möglich. Ab dem 
Veranlagungszeitraum 2024 gelten anstelle der 60 % dann 70 % (ab 2028 sind wieder 60 % rele-
vant). 

Thesaurierungsbegünstigung 
Für bilanzierende Einzel- und Personenunternehmen sieht § 34a EStG eine steuerliche Begünsti-
gung für nicht entnommene Gewinne vor, die (langfristig) im Unternehmen verbleiben sollen. Da 
von dieser Begünstigung (nicht zuletzt infolge der Komplexität) bis dato eher selten Gebrauch ge-
macht wurde, hat der Gesetzgeber § 34a EStG mit Wirkung ab dem Veranlagungszeitraum 2024 
„reformiert“. Ob die Änderungen zu einer höheren „Nachfrage“ bzw. Nutzung führen, bleibt aber 
abzuwarten.   

Option zur Körperschaftsbesteuerung 
Nach § 1a des Körperschaftsteuergesetzes (KStG) können Personenhandels- und Partnerschafts-
gesellschaften im ertragsteuerlichen Bereich wie Körperschaften behandelt werden. Durch einige 
Änderungen (z. B. können nun auch eingetragene GbRs optieren) soll die Option attraktiver wer-
den. 

Elektronische Rechnung 
Im Bereich der Umsatzsteuer stellt die Einführung der obligatorischen elektronischen Rechnung 
für Umsätze zwischen inländischen Unternehmen (B2B) sicherlich die relevanteste Änderung dar.  

Die Neuregelung tritt bereits am 1.1.2025 in Kraft. Da die Umsetzung aber einige Zeit bean-
spruchen wird, können nach den Vorgaben des § 27 Umsatzsteuergesetz (UStG) Übergangsregelun-
gen genutzt werden. Der allgemeine Übergangszeitraum beträgt  
zwei Jahre (Pflicht somit ab 2027); drei Jahre gelten für Unternehmer mit einem Gesamtumsatz 
von bis zu 800.000 EUR im Jahr 2026. 

Bürokratieabbau bei der Umsatzsteuer 
Unter gewissen Voraussetzungen kann die Umsatzsteuer nach vereinnahmten Entgelten  
(Ist-Besteuerung) berechnet werden, was einen Liquiditätsvorteil ermöglicht. Die relevante Vorjah-
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resumsatzgrenze wurde von 600.000 EUR auf 800.000 EUR erhöht (gilt ab dem Besteuerungszeit-
raum 2024). 
Die Grenze, ab der Unternehmer von der Abgabe der Umsatzsteuervoranmeldung befreit werden 
können, wurde angehoben – und zwar von 1.000 EUR auf 2.000 EUR (gilt ab dem Besteuerungszeit-
raum 2025). 

Grundsätzlich sind Kleinunternehmer (§ 19 UStG) von der Abgabe einer Umsatzsteuererklä-
rung (Nullmeldung) ab dem Besteuerungszeitraum 2024 befreit. 

Anhebung von Buchführungsgrenzen 
Überschreiten gewerbliche Unternehmer gewisse Buchführungsgrenzen, können sie ihren Gewinn 
nicht mehr mittels Einnahmen-Überschussrechnung ermitteln, sondern sind zur Bilanzierung 
verpflichtet. Die in § 141 der Abgabenordnung geregelten Grenzen wurden von 600.000 EUR auf 
800.000 EUR (Umsatz) und von 60.000 EUR auf 80.000 EUR (Gewinn) erhöht. Dies gilt für Wirt-
schaftsjahre, die nach dem 31.12.2023 beginnen (mit Übergangs-regelung). 

Auch die Buchführungsgrenzen in § 241a Handelsgesetzbuch wurden auf 800.000 EUR 
(Umsatzerlöse) bzw. 80.000 EUR (Jahresüberschuss) erhöht. 
 
Steuernachteile beim Berliner Testament 

Beim Berliner Testament setzen sich Ehegatten für den ersten Erbfall gegenseitig als Al-
leinerben ein und bestimmen die Kinder als Schlusserben (z. B. zu gleichen Teilen). Ziel ist die 
gerechte Verteilung des Nachlasses zwischen den Kindern, jedoch zunächst die Versorgung des 
überlebenden Ehegatten. Die Kinder können das Konstrukt jedoch dadurch aus den Angeln heben, 
dass sie beim Tod des Erstversterbenden ihre Pflichtteilsansprüche geltend machen. Um dies 
zu verhindern, kann eine Strafklausel aufgenommen werden, z. B. die Jastrowsche Klausel. Über 
einen solchen Fall hatte nun der Bundesfinanzhof zu entscheiden. Das Urteil zeigt, dass derartige 
Regelungen zumindest aus erbschaftsteuerlicher Sicht nachteilig sein können. 
Sachverhalt 
Die Eltern der Klägerin (K) setzten sich gegenseitig als Alleinerben ein, wobei der überlebende Ehe-
gatte über den Nachlass und sein eigenes Vermögen frei verfügen konnte. Als Erben des überleben-
den Ehegatten setzten die Eheleute die K und drei ihrer Schwestern ein. Ein Bruder und eine weitere 
Schwester wurden enterbt.  
Zudem enthielt das Berliner Testament eine Jastrowsche Klausel. Diese regelte, dass für den Fall, 
dass eines der Kinder nach dem Tod des zuerst sterbenden Elternteils den Pflichtteil verlangt, dieses 
Kind auch vom Nachlass des zuletzt sterbenden Elternteils nur den Pflichtteil erhalten soll. Diejenigen 
Erben, die den Pflichtteil beim Tod des Erstverstorbenen nicht fordern, sollten bei Tod des länger le-
benden Ehegatten aus dem Nachlass des Erstverstorbenen ein erst beim Tod des länger lebenden 
Ehegatten fälliges Vermächtnis in Höhe des Pflichtteils erhalten. 
Die enterbten Geschwister der K machten nach dem Tod des erstverstorbenen Vaters ihren Pflichtteil 
geltend. Die K erwarb daher beim Tod des Vaters ein entsprechendes Vermächtnis, das mit dem Tod 
der Mutter fällig wurde. 
Nachdem auch die Mutter verstorben war, setzte das Finanzamt gegenüber der K Erbschaftsteuer für 
den Erwerb nach der Mutter fest. Das Vermächtnis rechnete es weder dem Erwerb hinzu noch wurde 
es als Nachlassverbindlichkeit in Abzug gebracht. Die K war hingegen der Ansicht, das Vermächtnis 
sei bei ihr doppelt hinzugerechnet worden und deshalb als Nachlassverbindlichkeit abzugsfähig. Dies 
sah der Bundesfinanzhof aber anders. 
Der Wert des Vermächtnisses wurde zunächst einmal besteuert, nämlich nach dem Tod des Vaters 
bei der Mutter als dessen Alleinerbin. Da das Vermächtnis zwar damals bereits entstanden war, 
aber erst bei dem Tod der Mutter fällig wurde, ging der Nachlass des Vaters ungeschmälert (ein-
schließlich des Vermögens, aus dem das Vermächtnis zu erfüllen war) auf die Mutter über. Die Mutter 
konnte die Vermächtnisverbindlichkeit bei ihrem Erbe nicht abziehen, weil sie diese Schuld man-
gels Fälligkeit nicht zu begleichen hatte.  

Nach dem Tod der Mutter hatte die K das jetzt fällig gewordene Vermächtnis zu versteu-
ern. Als Schlusserbin unterlag bei ihr außerdem der Nachlass nach der Mutter der Erbschaftsteuer. 
Dort konnte sie die dann fällig gewordene Vermächtnisverbindlichkeit als Nachlassverbindlichkeit 
in Abzug bringen. Das Vermächtnis unterlag bei der K daher nur einmal der Besteuerung. 

Dass hinsichtlich des betagten Vermächtnisses im Ergebnis zweimal Erbschaftsteuer ent-
steht – einmal (ohne Abzugsmöglichkeit als Nachlassverbindlichkeit) bei der Mutter nach dem Tod des 
Vaters und ein weiteres Mal bei der K nach dem Tod der Mutter – ist zwar ungünstig, aus rechtlicher 
Sicht aber nicht zu beanstanden. Es liegt, so der Bundesfinanzhof, an der Jastrowschen Klausel, 
die das Vermächtnis zwar bei Tod des Erstverstorbenen anfallen, aber erst bei Tod des länger leben-
den Ehegatten fällig werden lässt.  

Kurzum: Wer ein Berliner Testament aufsetzen möchte, sollte nicht nur die zivilrechtlichen 
Aspekte, sondern auch die erbschaftsteuerlichen Folgen bedenken. 
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Energetische Gebäudesanierung: Wann gibt es die Steuerermäßigung  
bei Ratenzahlung? 

Zum 1.1.2020 wurde mit § 35c Einkommensteuergesetz (EStG) eine Steuerermäßigung für 
energetische Maßnahmen bei zu eigenen Wohnzwecken genutzten Gebäuden eingeführt. Diese 
komplexe Regelung weist jedoch einige Fragen auf, die das Bundesfinanzministerium in einem 
Schreiben teilweise beantwortet hat. Nun ist ein Verfahren vor dem Bundesfinanzhof (Vorinstanz 
Finanzgericht München) zum Heizungstausch anhängig, in dem es darum geht, ob die Steuerermä-
ßigung erst ab der vollständigen Begleichung der Rechnung in Betracht kommt. 

Hintergrund 
Begünstigte Aufwendungen/Maßnahmen sind u. a. die Wärmedämmung von Wänden, Dachflächen 
und Geschossdecken sowie die Erneuerung der Fenster, Außentüren oder der Heizungsanlage. 

Je begünstigtem Objekt beträgt der Höchstbetrag der Steuerermäßigung 40.000 EUR, 
wobei die Ermäßigung nach der Maßgabe des § 35c Abs. 1 EStG über drei Jahre verteilt wird.  
Sachverhalt 
Die Steuerpflichtigen ließen 2021 eine neue Heizungsanlage in ihrem selbstgenutzten Gebäude ein-
bauen. Zur Begleichung der Rechnung wurde eine monatliche Ratenzahlung für die Jahre 2021 bis 
2024 vereinbart. Fraglich ist nun, ob ein Abschluss der energetischen Maßnahmen bereits mit der 
ausgeführten Erneuerung der Heizungsanlage (hier im Jahr 2021) oder erst mit der vollständigen Be-
gleichung des Rechnungsbetrags (voraussichtlich im Jahr 2024) vorliegt. 
Das Bundesfinanzministerium hat in seinem Schreiben vom 14.1.2021 in der Rn. 43 ausgeführt, dass 
die Steuerermäßigung erstmalig in dem Veranlagungszeitraum zu gewähren ist, in dem die ener-
getische Maßnahme abgeschlossen wurde. Voraussetzung ist, dass mit der Durchführung der 
energetischen Maßnahme nach dem 31.12.2019 begonnen wurde und diese vor dem 1.1.2030 ab-
geschlossen ist. 
Die energetische (Einzel-)Maßnahme ist dann abgeschlossen, wenn 

• die Leistung tatsächlich erbracht (vollständig durchgeführt) ist,  
• der Steuerpflichtige eine Rechnung (Schlussrechnung) erhalten und  
• den Rechnungsbetrag auf das Konto des Leistungserbringers eingezahlt hat.  

Die Erledigung unwesentlicher Restarbeiten, die für die tatsächliche Reduzierung von Emissionen 
nicht hinderlich sind, ist unschädlich. Auch soweit bei einer mehrteiligen Maßnahme für einzelne Teil-
leistungen Teilrechnungen erstellt und diese beglichen wurden, wird die Steuerermäßigung abwei-
chend vom Abflussprinzip erst ab dem Veranlagungszeitraum des Abschlusses der energeti-
schen Maßnahme gewährt, so das Bundesfinanzministerium. 

Beachten Sie: Da die Revision gegen die Entscheidung anhängig ist, wird nun der Bundesfi-
nanzhof entscheiden. Bis dahin können geeignete Fälle mit einem Einspruch offengehalten wer-
den.  
 
Keine Werbungskosten: Prozesskosten zur Erlangung nachehelichen Unterhalts 

Prozesskosten zur Erlangung nachehelichen Unterhalts sind privat veranlasste Aufwen-
dungen und keine (vorweggenommenen) Werbungskosten bei den späteren Unterhaltseinkünf-
ten i. S. des § 22 Nr. 1a Einkommensteuergesetz (EStG). Mit dieser Entscheidung hat der Bundesfi-
nanzhof der anderslautenden Sichtweise des Finanzgerichts Münster (Vorinstanz) widersprochen. | 

Hintergrund: Beim begrenzten Realsplitting kann der Unterhaltsverpflichtete die Unter-
haltszahlungen bis zu 13.805 EUR im Jahr (zuzüglich der aufgewandten Beiträge zur Kranken- und 
Pflegeversicherung [Basisversorgung]) als Sonderausgaben abziehen. Dies bedarf allerdings der 
Zustimmung des Unterhaltsberechtigten, der die Unterhaltszahlungen seinerseits als sonstige 
Einkünfte versteuern muss. 

Erst durch den Antrag und die Zustimmung werden Unterhaltsleistungen in den steuerre-
levanten Bereich überführt. Die Umqualifizierung markiert die zeitliche Grenze für das Vorliegen 
abzugsfähiger Erwerbsaufwendungen; zuvor verursachte Aufwendungen des Unterhaltsempfängers 
stellen keine Werbungskosten dar. 

Beachten Sie: Der Bundesfinanzhof hat den Streitfall an das Finanzgericht Münster zurück-
verwiesen. Dieses muss nun klären, ob ggf. außergewöhnliche Belastungen vorliegen. Es besteht 
zwar ein Abzugsverbot für Prozesskosten (§ 33 Abs. 2 S. 4 EStG). Dieses greift aber nicht, wenn 
die Existenzgrundlage oder lebensnotwendige Bedürfnisse des Steuerpflichtigen betroffen sind. 
 
Außergewöhnliche Belastungen: Angemessene Kosten bei behinderungsbedingtem 
Umbau 

Mehraufwendungen für einen behindertengerechten Um- oder Neubau eines Hauses 
oder einer Wohnung sind grundsätzlich als außergewöhnliche Belastung abziehbar. Dies gilt auch 
für eine dadurch ausgelöste Mieterhöhung. Aber: Ein Abzug ist nur zulässig, soweit die Aufwendun-
gen den Umständen nach notwendig sind und einen angemessenen Betrag nicht übersteigen. |  
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Im Streitfall des Finanzgerichts München ging es um die umbaubedingte Erhöhung einer jährlichen 
Miete, die durch die Errichtung eines behindertengerechten Verbindungsbaus mit Pflegebad zwischen 
zwei Einfamilienhäusern veranlasst war. Der Höhe nach hat das Finanzgericht eine Begrenzung der 
Abzugsfähigkeit der Aufwendungen gesehen – und zwar im Hinblick darauf, dass es zu den 
durchgeführten Umbaumaßnahmen eine kostengünstigere Alternative gegeben hätte, die der Be-
hinderung in gleicher Weise Rechnung getragen hätte. 

Beachten Sie: Der Bundesfinanzhof hat die Revision zugelassen. Er kann nun klären, ob 
dem Steuerpflichtigen bei der Beurteilung, ob Aufwendungen notwendig und angemessen sind, ein 
Ermessensspielraum einzuräumen ist. Bis dahin können geeignete Fälle durch einen Einspruch 
offengehalten werden. 
 
Bundesrat billigt Cannabis-Teillegalisierung: Was bedeutet das für den Arbeitsplatz?  

Zieht Cannabis mit der Teillegalisierung überall da ein, wo sich Alkohol seit langem etabliert 
hat?  
Drei lebende Cannabispflanzen in der eigenen Wohnung, bis zu 50 Gramm Cannabis zum Eigenkon-
sum und die Möglichkeit, sich in nicht kommerziellen „Anbauvereinigungen“ zusammenzuschließen: 
Der Gesetzesvorschlag zur Teillegalisierung von Cannabis wird derzeit heftig diskutiert. Ist nun aber 
vom Bundesrat gebilligt worden. 

Damit wird Cannabis ab dem 1. April zum legalen Rauschmittel. Produkte wie Marihuana und 
Haschisch werden sich dann neben einer Droge einreihen, die im Arbeitskontext nicht unbedingt ver-
pönt ist: dem Alkohol. 

Grund genug, einen Blick darauf zu werfen, was die Teillegalisierung für Beschäftigte und Un-
ternehmen bedeuten würde. 

Cannabis am Arbeitsplatz: Die gleichen Regeln wie für Alkohol? 
Wird für Cannabis im Arbeitskontext das Gleiche gelten wie für Alkohol? Darf mich mein Arbeitgeber 
fragen, ob ich Cannabis konsumiere? Und warum sollten Unternehmen im Hinblick auf die Teillegali-
sierung noch einmal ihre Betriebsvereinbarung checken?  

Ein Blick in die Betriebsvereinbarung lohnt sich 
Gesetzlich ist der Konsum von Alkohol am Arbeitsplatz nur für ausgewählte Berufsgruppen verboten, 
zum Beispiel Kraftfahrer, oder Bus- und Taxifahrer. 

In vielen anderen Jobs entscheiden die Unternehmen selbst, wie sie den Konsum von legalen 
Drogen am Arbeitsplatz handhaben wollen. Die Regeln dafür werden vertraglich, oft auch in Abstim-
mung mit dem Betriebsrat in einer Betriebsvereinbarung, festgehalten. 

Und während manche Firmen sich dafür entscheiden, Alkohol gänzlich vom Betriebsgelände 
zu verbannen, erlauben andere Sekt, Bier und Co. zum erfolgreichen Vertragsabschluss, beim Ab-
schied geschätzter Kolleg oder auf dem innerbetrieblichen Netzwerk-Event. 

Aus Sicht von Arbeitsrechtsexperten sind „Arbeitgeber, und wenn es einen gibt auch der Be-
triebsrat, gut beraten, sich ihre Vereinbarungen zu diesem Thema noch einmal vorzunehmen“. Re-
geln, die lediglich den allgemeinen Umgang mit legalen Drogen am Arbeitsplatz festlegen, wären im 
Falle einer Teillegalisierung nämlich auch schlicht auf Cannabis übertragbar. 

Cannabis-Legalisierung: Betriebsvereinbarung kann mehr als Dos und Don’ts 
Wer beispielsweise den Konsum von Cannabis auf dem Betriebsgelände explizit verbieten und Alko-
hol weiterhin erlauben möchte, müsse das entsprechend festhalten. 

Neben der Frage, was auf dem Firmengelände konsumiert werden darf, könnte außerdem ge-
regelt werden, was überhaupt mitgeführt werden darf. „Wenn der Arbeitgeber es nicht ausdrücklich 
verbietet, würde es nach der Legalisierung kein Problem darstellen, wenn ich legal erworbenes Can-
nabis aufs Betriebsgelände mitnehme. Aber möglicherweise will das der Arbeitgeber nicht.“ 

Und noch etwas könnte im Rahmen der Überarbeitung spannend sein, so Geck: Die Betriebs-
vereinbarungen bieten auch eine Möglichkeit, festzuhalten, welche Beratungs- oder Präventionsange-
bote ein Unternehmen seinen Beschäftigten zum Thema Sucht macht. „Es geht ja nicht immer nur 
darum, etwas zu verbieten, sondern auch darum, dem Arbeitnehmer Hilfestellungen zu geben“. 

Cannabis wird legal: Was darf der Arbeitgeber? 
Grundsätzlich gilt: Beschäftigte sind dazu verpflichtet, ihre Arbeit ordnungsgemäß und korrekt auszu-
führen und dürfen sich – versicherungsbedingt – nicht durch den Konsum von berauschenden Mitteln 
in einen Zustand bringen, der sie selbst oder andere gefährden könnte. 

Hat ein Arbeitgeber den begründeten Verdacht, „dass ich als Arbeitnehmer gerade unter Dro-
geneinfluss stehe, und er das aus Sicherheitsgründen für bedenklich hält, kann er mich im Zweifel 
nach Hause schicken und von mir ein ärztliches Attest verlangen, das bestätigt, dass ich nicht unter 
Drogeneinfluss stehe. Die Hürden für diese Maßnahme sind aber sehr hoch“, so Arbeitsrechtsexpertin 
Barbara Geck. 

Bei Alkohol gebe es gerade im Hinblick auf die Arbeitssicherheit und das Wohlergehen der 
anderen Beschäftigten schon etablierte Rechtsprechung, bei Cannabis könnte es laut Geck allerdings 
noch einmal schwerer sein, den Konsum als Außenstehender tatsächlich zu erkennen. 
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Wer konkret beim Beschäftigten nachfragen will, zum Beispiel weil der Verdacht herrscht, 
dass eine Suchtproblematik vorliegt, sollte vorher unbedingt Rücksprache mit einem Datenschutzbe-
auftragten halten. „Sucht ist eine Krankheit. Ich muss mich also fragen, ob ich da gerade Gesund-
heitsdaten erhebe, was ich im Sinne der Datenschutzgrundverordnung nur in einem sehr begrenzten 
Rahmen darf.“ 

Und anlasslose Fragen nach dem Cannabiskonsum, zum Beispiel im Bewerbungsgespräch 
für einen normalen Bürojob, wären in keinem Fall zulässig – schließlich gilt hier „dass das Private 
privat bleibt“. 
 
Kapitalanleger 
 
Informationen zu ausländischen Bankkonten: Übermittlung ist verfassungsgemäß 

Schweizer Banken können Informationen zu Konten und Depots deutscher Staatsange-
höriger an die deutsche Finanzverwaltung übermitteln. Dies hat der Bundesfinanzhof entschie-
den. Er sieht in der Übermittlung von Informationen zu ausländischen Bankkonten an die deutschen 
Steuerbehörden keine Verletzung der Grundrechte der inländischen Steuerpflichtigen. 

Geklagt hatten Steuerpflichtige, die sich durch Übermittlung der Kontostände ihrer Schweizer 
Bankkonten in ihren Grundrechten verletzt sahen, vor allem in ihrem Recht auf informationelle 
Selbstbestimmung. Nachdem bereits das Finanzgericht Köln diese Ansicht nicht teilte, bestätigte 
nun auch der Bundesfinanzhof die Verfassungsmäßigkeit der Übermittlung von Informationen zu 
ausländischen Bankkonten an die deutschen Steuerbehörden. Jedenfalls ist die Übermittlung der 
Informationen zur Bekämpfung von Steuerhinterziehung gerechtfertigt. 

Beachten Sie: Deutschland sowie mehrere andere Staaten haben sich zur Bekämpfung von 
Steuerhinterziehung dazu verpflichtet, Informationen zu Bankkonten auszutauschen, u. a. werden 
hierfür die Kontostände ausländischer Bankkonten an die deutsche Steuerverwaltung übermit-
telt. Der automatische Informationsaustausch über Finanzkonten dient der Sicherung der Steuer-
ehrlichkeit und der Verhinderung von Steuerflucht. 
 
Freiberufler und Gewerbetreibende 
 
GoBD: Neues Schreiben der Finanzverwaltung 

Das Bundesfinanzministerium hat das Schreiben zu den „Grundsätzen zur ordnungsmä-
ßigen Führung und Aufbewahrung von Büchern, Aufzeichnungen und Unterlagen in elektroni-
scher Form sowie zum Datenzugriff (GoBD)“ aktualisiert. 

Hintergrund 
Die GoBD sind sehr umfangreich. Es geht u. a. um die zeitgerechte Erfassung von Geschäftsvor-
fällen, die Unveränderbarkeit der Buchungen und Daten, die Aufbewahrung von (digitalen) Unter-
lagen und die Verfahrensdokumentation digitaler Abläufe. 

Insbesondere aufgrund des Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2021/514 des Rates 
vom 22.3.2021 zur Änderung der Richtlinie 2011/16/EU über die Zusammenarbeit der Verwaltungs-
behörden im Bereich der Besteuerung und zur Modernisierung des Steuerverfahrensrechts hat 
sich an verschiedenen Stellen Änderungsbedarf bei den GoBD ergeben. Deshalb hat das Bun-
desfinanzministerium die bisher gültigen GoBD (veröffentlicht mit Schreiben vom 28.11.2019) mit 
sofortiger Wirkung aktualisiert bzw. angepasst. 
 
Taxi- und Mietwagenunternehmen: Richtige Aufzeichnung von Geschäftsvorfällen 

Das Bundesfinanzministerium hat zur Aufzeichnung und Aufbewahrung von Geschäfts-
vorfällen und anderen steuerlich relevanten Daten bei Taxi- und Mietwagenunternehmen ein 
Schreiben veröffentlicht. 

Hintergrund: In den vergangenen Jahren haben sich die Anforderungen an elektronische 
Aufzeichnungssysteme im Hinblick auf die steuerliche Ordnungsmäßigkeit der mit ihnen geführten 
Bücher und sonst erforderlichen Aufzeichnungen verändert. Die Veränderungen betreffen auch 
Taxi- und Mietwagenunternehmen und die in diesen Unternehmen insbesondere eingesetzten Ta-
xameter und Wegstreckenzähler. Mit dem aktuellen Schreiben hat das Bundesfinanzministerium die 
wesentlichen Anforderungen und die bestehenden branchenüblichen Mindestaufzeichnungen 
für diese Unternehmen zusammengefasst. 

Beachten Sie: Aufzeichnungspflichten nach anderen Gesetzen bleiben hiervon unberührt. 
 
Rückstellung für die Aufbewahrung von Geschäftsunterlagen: Einzubeziehende Kos-
ten 

Das Landesamt für Steuern Niedersachsen hat in einer aktuellen Verfügung ausführlich dazu 
Stellung genommen, welche steuerlichen Besonderheiten bei der Rückstellung für die Aufbe-
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wahrung von Geschäftsunterlagen in Papier oder in digitaler Form zu beachten sind. Nachfol-
gend wird dargestellt, welche Kosten in die Rückstellung einzubeziehen sind, und welche nicht. |  

Hintergrund: Nach Handels- und Steuerrecht ist für die zu erwartenden Aufwendungen für 
die Aufbewahrung von Geschäftsunterlagen eine Rückstellung für ungewisse Verbindlichkeiten 
zu bilden, weil dafür eine öffentlich-rechtliche Aufbewahrungspflicht besteht. 
Rückstellungsfähige Kosten sind:  

• einmaliger Aufwand für das Einscannen oder die Einlagerung der am Bilanzstichtag noch 
nicht archivierten Unterlagen für das abgelaufene Wirtschaftsjahr, 

• einmalige Aufwendungen für das Brennen von DVD/CD und für die Datensicherung, 
• Raumkosten (anteilige Miete bzw. Gebäude-Abschreibung, Grundsteuer, Gebäudeversiche-

rung, Instandhaltung, Nebenkosten etc.), 
• Aufwendungen für Einrichtungsgegenstände, es sei denn, diese sind bereits vollständig 

abgeschrieben, 
• anteilige Finanzierungskosten für Server, PC oder Archivräume, 
• Zinsanteil aus Leasingraten, wenn der Leasingnehmer nicht wirtschaftlicher Eigentümer des 

Leasinggegenstands ist. 
Nicht rückstellungsfähig sind demgegenüber u. a. Kosten für die  

• zukünftige Anschaffung von zusätzlichen Regalen und Ordnern,  
• Entsorgung der Unterlagen nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist, 
• Einlagerung künftig entstehender Unterlagen. 

 
Stufenweise Einführung der verpflichtenden elektronischen Rechnung im B2B-
Bereich ab dem 1. Januar 2025 

Der Bundesrat hat mit seiner Zustimmung zum Wachstumschancengesetz in Form des vom 
Vermittlungsausschuss ermittelten Kompromisses (vgl. Rundschreiben 070/2024 vom 27. Februar 
2024 und 109/2024 vom 22. März 2024) den Weg für die Einführung der obligatorischen elektroni-
schen Rechnung (E-Rechnung) im B2B-Bereich frei gemacht. Damit ist die Grundlage für einen Mei-
lenstein der Digitalisierung in Deutschland gelegt, der einen Digitalisierungsschub bei den 
Rechnungsprozessen sowie in der Automatisierung der Buchhaltung der Unternehmen bewirken 
und damit erhebliche Auswirkungen auf den Berufsstand der Steuerberater haben wird. 

Zu unterscheiden ist künftig zwischen E-Rechnungen und sonstigen Rechnungen. 
Eine E-Rechnung ist eine Rechnung, die in einem strukturierten elektronischen Format ausgestellt, 
übermittelt und empfangen wird und eine elektronische Verarbeitung ermöglicht. Das elektronische 
Format muss dabei der CEN-Norm EN 16931 entsprechen oder sich in ein Format extrahieren lassen, 
das der europäischen Norm entspricht oder mit dieser interoperabel ist. Darunter fallen auch hybride 
Formate wie z. B. ZUGFeRD, die eine Kombination aus strukturiertem Datensatz und einem PDF-
Dokument enthalten. Entgegen der bisherigen Rechtslage ist eine elektronische Rechnungsstellung 
im B2B-Bereich grundsätzlich nicht mehr an die Zustimmung des Rechnungsempfängers geknüpft. 

Unter den Begriff der sonstigen Rechnung fallen Papierrechnungen oder Rechnungen, die in 
einem anderen elektronischen Format übermittelt werden. 

Die Einführung der E-Rechnung erfolgt in folgenden Schritten: 
1. Die Empfangsbereitschaft einer E-Rechnung im strukturierten Format ist 

ab dem 1. Januar 2025 zu gewährleisten. 
2. Für einen Übergangszeitraum bis Ende 2026 dürfen für in 2025 und 2026 

ausgeführte B2B-Umsätze weiterhin Papierrechnungen ausgestellt werden. 
Dieser Übergangszeit-raum gilt unter der Voraussetzung der Zustimmung des 
Rechnungsempfängers ebenso für sonstige elektronische Rechnungen, die nicht 
dem vorgegebenen Format EN 16931 entsprechen (§ 27 Abs. 38 Nr. 1 UStG-E). 

3. Für Rechnungsaussteller mit einem Vorjahresumsatz von nicht mehr als 800.000 
€ greift dieser Übergangszeitraum für in 2027 ausgeführte Umsätze bis Ende 2027 
(§ 27 Abs. 38 Nr. 2 UStG-E). 

4. Rechnungen für Umsätze, die in 2026 oder 2027 ausgeführt wurden, dürfen vorbehaltlich der 
Zustimmung des Empfängers bis Ende 2028 weiterhin mittels bestehender EDI-
Verbindungen übermittelt werden (§ 27 Abs. 38 Nr. 3 UStG-E). Ab 2028 müssen sich diese 
in ein Format extrahieren lassen, das der europäischen Norm entspricht oder mit dieser in-
teroperabel ist (§ 27 Abs. 38 Nr. 3 UStG-E). 

5. Grundsätzliche Ausnahmen gelten für Kleinbetragsrechnungen unter 250 € (§ 33 
Satz 4 UStDV-E) und für Fahrausweise (§ 34 Abs. 1 Satz 2 UStDV-E). 

Die E-Rechnung stellt die Grundlage für ein elektronisches Meldesystems dar, dass nach dem 
VAT in the digital age-Maßnahmenpaket der EU-Kommission ab 2028 (bzw. nach dem derzeitigen 
Stand der Verhandlungen voraussichtlich 2030) für innergemeinschaftliche Umsätze eingeführt wer-
den soll. 
Im BMF wird derzeit in einem regelmäßigen Austausch u. a. mit den Wirtschaftsverbänden und 
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der Bundessteuerberaterkammer (BStBK) bereits an einem BMF-Schreiben gearbeitet, um offene 
Fragestellungen im Kontext der E-Rechnung zu bearbeiten. Die BStBK macht sich in diesem 
Zuge insbesondere für rechtssichere Regelungen und Klarstellungen sowie weitere Erleichterungen 
für KMU stark 
 
Sozialversicherungspflicht bei Ein-Personen-Kapitalgesellschaften 

Das BSG hat im Sommer 2023 in drei Grundsatzentscheidungen die Diskussion um die Sozi-
alversicherungspflicht von alleinigen Gesellschafter-Geschäftsführern einer Ein-Personen-
Kapitalgesellschaft neu aufleben lassen. Damit steht nun endgültig fest, dass allein durch die Grün-
dung einer Kapitalgesellschaft eine abhängige Beschäftigung des alleinigen Gesellschafter-
Geschäftsführers nicht vermieden werden kann. Stattdessen soll bei Vertragskonstellationen in Drei-
ecksverhältnissen nach der im Sozialversicherungsrecht geltenden Eingliederungstheorie schon die 
tatsächliche Erbringung einer Tätigkeit ein Beschäftigungsverhältnis zwischen dem Gesellschafter-
Geschäftsführer und dem Auftraggeber begründen können. 

Das BSG bestätigt seine bisherige Rechtsprechung und schiebt der Möglichkeit, die Sozial-
versicherungspflicht durch die Zwischenschaltung einer juristischen Person zu vermeiden; endgültig 
einen Riegel vor. Maßgeblich für die Beurteilung des Vorliegens einer abhängigen Beschäftigung sind 
allein die Umstände des Einzelfalls, die anhand der tatsächlichen Durchführung des Vertragsverhält-
nisses zu beurteilen sind. Dies gilt ausnahmslos auch in Dreieckskonstellationen, bei denen die DRV 
Bund im Rahmen eines Statusfeststellungs-verfahrens ausdrücklich zu der ergänzenden Feststellung 
ermächtigt ist, ob ein Beschäftigungsverhältnis zu einem Dritten besteht. 

Das Risiko einer unfreiwilligen Statusfeststellung ist zudem aufgrund des obligatorischen An-
frageverfahrens bei Gesellschafter-Geschäftsführern besonders hoch. Denn gemäß § 28a Abs. 3 Satz 
2 Nr. le SGB IV hat die Ein-Personen-Gesellschaft bei Beginn jeder versicherungspflichtigen Beschäf-
tigung Meldung an die Einzugsstelle zu erstatten und anzugeben, ob es sich um eine Tätigkeit als 
geschäftsführender Gesellschafter handelt. Wegen des besonderen Schutzzwecks dieser Personen-
gruppe muss ihr sozialversicherungsrechtlicher Status zudem zwangsläufig im Rahmen einer Be-
triebsprüfung durch den zuständigen Träger der Rentenversicherung geprüft werden  (BSG, Urteile 
vom 20.07.2023 - B 12 BA 1/23 R, B 12 R 15/21 R, B 12 BA 4/22 R). 

Es ist somit davon auszugehen, dass bei allen Gestaltungen, bei denen eine Kapitalgesell-
schaft für nur einen Auftraggeber tätig wird und neben dem Gesellschafter-Geschäftsführer keine wei-
teren sozialversicherungspflichtigen Mitarbeiter angestellt sind, für den Gesellschafter-Geschäftsführer 
zu einer Sozialversicherungspflicht kommen wird. 
 
Umsatzsteuerzahler 
 
Vorsteuervergütungsverfahren: Anträge bis 30.9.2024 stellen  

Die EU-Mitgliedstaaten erstatten inländischen Unternehmern unter bestimmten Bedingungen 
die dort gezahlte Umsatzsteuer. Ist der Unternehmer im Ausland für umsatzsteuerliche Zwecke nicht 
registriert, kann er die Beträge durch das Vorsteuervergütungsverfahren geltend machen. 

Die Anträge für 2023 sind bis zum 30.9.2024 über das Online-Portal des Bundeszentralamts 
für Steuern zu stellen. Weitere Einzelheiten erfahren Sie unter www.iww.de/s3640. 
 
Arbeitgeber 
 
Mindestlohn: Keine einseitige Umstellung von jährlicher Sonderzahlung  
auf monatliche Zahlungen 

Die Zweifelsregelung in § 271 Abs. 2 BGB gestattet es einem Arbeitgeber nicht, eine dem Ar-
beitnehmer bisher zustehende jährliche Einmalzahlung wie Urlaubs- oder Weihnachtsgeld kraft 
einseitiger Entscheidung stattdessen in anteilig umgelegten monatlichen Teilbeträgen zu ge-
währen, um sie pro rata temporis auf den gesetzlichen Mindestlohn anrechnen zu können. Diese 
Auffassung vertritt das Landesarbeitsgericht Baden-Württemberg (Urteil vom 11.1.2024, Az. 3 Sa 
4/23, Revision zugelassen) im Streit über die Erfüllung des gesetzlichen Mindestlohnanspruchs 
durch Sonderzahlungen. 
 
Arbeitssicherheit und Cannabis - Bekifft bei der Arbeit: Wann und wie müssen Chefs 
einschreiten?  

Seit dem 1. April ist das Cannabisgesetz in Kraft. Der private Besitz und Konsum der 
Droge ist unter strengen Bedingungen erlaubt. Bei der Arbeit gelten allerdings andere Regeln. 
Worauf Chefs jetzt achten müssen. 
Kiffen ist seit dem 1. April an bestimmten Orten legal. Der Arbeitsplatz zählt nicht dazu.  
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Arbeitssicherheit und Cannabis 
Für Arbeitgeber bedeutet solch eine Situation eine Herausforderung. Sie können ihren Mit-

arbeitern einen privaten Drogenkonsum nicht verbieten. Nur auf dem Betriebsgelände haben 
sie ein Direktionsrecht und dürfen den Konsum untersagen. Dafür genügt ein Aushang oder eine 
Mitteilung per Mail oder Intranet. 

Erscheint ein Mitarbeiter erkennbar berauscht bei der Arbeit – egal, ob durch Drogen, Alko-
hol oder Medikamente ausgelöst – so muss der Chef ihm die weitere Tätigkeit verbieten und ihn nach 
Hause schicken. Denn passiert in solch einem Zustand ein Arbeitsunfall und wird jemand verletzt, 
drohen strafrechtliche Konsequenzen, warnt Michael Fuhlrott, Professor, Rechtsanwalt und Fachan-
walt für Arbeitsrecht in Hamburg. 

Bei der Bewertung, ob der Mitarbeiter arbeitsfähig ist, kommt es auf die subjektive Einschät-
zung des Chefs an. "Hat der Arbeitgeber den konkreten Verdacht, dass der Mitarbeiter intoxikiert ist, 
weil er Ausfallerscheinungen zeigt, dann sollte er dies genau festhalten und dokumentieren", rät der 
Jurist. 

Einfluss von Cannabis-Konsum auf Unfallgefahr 
Die Wirkungen von Cannabis hängen von der Dosis, der Art des Konsums und der Person ab. Bei 
Joint oder Haschpfeife tritt der Höhepunkt nach 15 Minuten ein, nach zwei bis drei Stunden ist die 
Wirkung in der Regel vorbei. Das Rauchen mit Wasserpfeife (Bong) wirkt schneller und intensiver. 
Beim Konsum über Essen tritt die Wirkung verzögert, dann aber sehr plötzlich ein und hält etwa fünf 
Stunden an.  
Mögliche negative Folgen auf die Arbeitsfähigkeit sind: 

• verminderte Konzentration und Aufmerksamkeit 
• längere Reaktions- und Entscheidungszeit 
• verändertes Sehvermögen 
• gestörte Bewegungskoordination 
• bei Jugendlichen Gefahr geringerer geistiger Leistungsfähigkeit 

Chefs können im Verdachtsfall zwar einen Drogen- oder Alkoholtest vorschlagen, doch Mitarbeiter 
dürfen das ablehnen. Bisher gibt es zu Grenzwerten kein Gesetz oder eine Linie in der Rechtspre-
chung. Für den Straßenverkehr hat eine Expertengruppe empfohlen, den bisherigen Grenzwert 
von 1,0 Nanogramm THC pro 100 Milliliter Blut auf 3,5 Nanogramm anzuheben. Der Wirkstoff 
THC ist mehrere Stunden, THC-Carbonsäure sogar mehrere Wochen im Blut nachweisbar, dann be-
steht aber keine berauschende Wirkung mehr. 

Schickt der Chef einen Mitarbeiter wegen dessen Zustand nach Hause, hat dieser keinen 
Anspruch auf Lohn. Denn der Arbeitnehmer schuldet dem Chef seine ungetrübte Arbeitsleistung. 
Braucht er aus Sicherheitsgründen eine Begleitung, muss er dadurch entstehende Kosten selber tra-
gen. 
 
Abschließende Hinweise 
 
Steuertipps für Familien  

Das Finanzministerium Baden-Württemberg hat seinen Ratgeber „Steuertipps für Familien“ 
neu aufgelegt (Publikationsdatum: 1/2024). Der Ratgeber gibt u. a. einen Überblick über die Steuer-
vergünstigungen für Familien und Alleinerziehende und kann unter www.iww.de/s10532 herunter-
geladen werden. 
 
Steuern und Beiträge Sozialversicherung: Fälligkeitstermine in 05/2024 

Im Monat Mai 2024 sollten Sie insbesondere folgende Fälligkeitstermine beachten: 
Steuertermine (Fälligkeit): 

• Umsatzsteuerzahler (Monatszahler): 10.5.2024 
• Lohnsteuerzahler (Monatszahler): 10.5.2024 
• Gewerbesteuerzahler: 15.5.2024 
• Grundsteuerzahler: 15.5.2024 

Bei einer Scheckzahlung muss der Scheck dem Finanzamt spätestens drei Tage vor dem Fälligkeits-
termin vorliegen.  

Bei der Grundsteuer kann die Gemeinde abweichend von dem vierteljährlichen Zahlungs-
grundsatz verlangen, dass Beträge bis 15 EUR auf einmal grundsätzlich am 15.8. und Beträge bis 
einschließlich 30 EUR je zur Hälfte am 15.2. und am 15.8. zu zahlen sind. Auf Antrag kann die Grund-
steuer auch am 1.7. in einem Jahresbetrag entrichtet werden. Der Antrag ist bis zum 30.9. des voran-
gehenden Jahres zu stellen. 

Beachten Sie: Die für alle Steuern geltende dreitägige Zahlungsschonfrist bei einer verspäte-
ten Zahlung durch Überweisung endet am 13.5.2024 für die Umsatz- und Lohnsteuerzahlung und 
am 21.5.2024 für die Gewerbe- und Grundsteuerzahlung. Es wird an dieser Stelle nochmals darauf 
hingewiesen, dass diese Zahlungsschonfrist ausdrücklich nicht für Zahlung per Scheck gilt. 
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Beiträge Sozialversicherung (Fälligkeit): 
Sozialversicherungsbeiträge sind spätestens am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats 
fällig, für den Beitragsmonat Mai 2024 am 29.5.2024. In Bundesländern, in denen Fronleichnam ein 
Feiertag ist, gilt der 28.5.2024. 
 

 
 
 
Haftungsausschluss 
Der Inhalt des Rundschreibens ist nach bestem Wissen und Kenntnisstand erstellt worden. Die Kom-
plexität und der ständige Wandel der Rechtsmaterie machen es notwendig, Haftung und Gewähr aus-
zuschließen. Das Rundschreiben ersetzt nicht die individuelle persönliche Beratung. 

 


